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LIEBE LESERINNEN UND LESER, 

wie sehen wir die Zukunft der kommunalen Verwaltungs-IT? Wie sollten Strukturen 
gestaltet werden, damit die öffentliche Verwaltung angesichts multipler Krisen zu-
kunftsfähig bleibt – und Vertrauen von Bürgerinnen und Bürgern nicht verloren geht? 
Es könnte kaum einen besseren Zeitpunkt geben, um diese Fragen zu diskutieren und 
neue Wege einzuschlagen. 

Was mir besonders am Herzen liegt: Deutschland braucht endlich eine klare und ef-
fiziente Aufgabenteilung rund um das Thema Verwaltungsdigitalisierung. Der  
Normenkontrollrat (NKR) zeigt mit seinem viel beachteten Gutachten „Bündelung  
im Föderalstaat“ auf, was es dazu bedarf. Dorothea Störr-Ritter, Landrätin a. D. und  
Mitglied des NKR, diskutiert gemeinsam mit unserem geschäftsführenden Vorstand  
Lars Hoppmann wesentliche Erkenntnisse. Eine Kernaussage: Es gibt im föderalen Zu- 
sammenspiel viel Optimierungspotenzial, das keiner Änderung des Grundgesetzes  
bedarf. Packen wir‘s an! 

Die Klärung der Fragen, wer, was, wann mit wem darf, ist elementar – entbindet uns 
als kommunale IT-Dienstleister aber nicht von der Pflicht, uns zukunftstauglich auf-
zustellen. Wie das konkret aussieht, zeigen wir in der Reportage auf. Vorab: Das Thema 
Kooperation steht im Mittelpunkt – und gewinnt weiter an Bedeutung. Wichtige Impul-
se kommen dabei stets auch vom IT-Planungsrat. In ihrem Gastartikel zeigt Ina-Maria 
Ulbrich, CIO des Landes Mecklenburg-Vorpommern und aktuell Vorsitzende des IT-Pla-
nungsrates, wesentliche Zielbilder der Föderalen Digitalstrategie auf. 

Noch ein Wort zur neuen Bundesregierung, auf die Lars Hoppmann im Leitartikel ein-
geht. Wir versprechen uns insbesondere beim Thema digitale Souveränität Weichen-
stellungen aus Berlin. Dass diese nun federführend in einem eigenständigen Digital-
ministerium erarbeitet werden, ist gut und richtig. Wir wünschen der Hausleitung um 
Bundesminister Dr. Karsten Wildberger gutes Gelingen! Einen Hinweis möchte ich an 
dieser Stelle noch loswerden: Es sind die Kommunen, die rund 80 Prozent der Verwal-
tungsleistung stemmen. Entsprechend wichtig ist es, die kommunale Perspektive bei 
allen Fragen der Verwaltungsdigitalisierung zu berücksichtigen – gerne bringen wir 
dabei unser umfangreiches Know-how ein.

Ihr
Sören Kuhn ist 

Vorstandsvorsitzender 

bei VITAKO.
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Die neue Bundesregierung startet unter schwierigen Bedingun-
gen. Die Konjunktur lahmt, die außen- und sicherheitspolitische 
Situation ist angespannt, immer mehr Menschen hadern mit der 
Leistungsfähigkeit des Staates – extreme Parteien profitieren. 
Und dennoch: Der Koalitionsvertrag macht in Sachen Verwal-
tungsdigitalisierung durchaus Mut! Ich bin davon überzeugt, 
dass das Thema Fahrt aufnehmen wird, Fahrt aufnehmen muss. 
Als kommunale IT-Dienstleister treiben wir das Thema voran – 
und stellen uns entsprechend auf.

Es stimmt natürlich. Auch die Koalitionsverträge der Vorgänger-
regierungen enthielten viele blumige Worte zum Thema Ver-
waltungsdigitalisierung. Was hat beispielsweise die Ampel nicht 
alles versprochen, vom Ende des Schriftformerfordernisses über 
klare Verantwortlichkeiten zur Verwaltungsdigitalisierung bis 
hin zu mehr Bundesmitteln für die Kommunen, um die Digitali-
sierung auch wirklich stemmen zu können. Was jetzt anders ist? 
Der Handlungsdruck, am besten ablesbar an dem bemerkens-
werten Satz „Digitalpolitik ist Machtpolitik“. 

DIGITALE SOUVERÄNITÄT IST GEBOT DER STUNDE
Daraus lassen sich konkrete Arbeitsaufträge für die neue Le-
gislatur ableiten. Im Mittelpunkt steht dabei das Leitbild 
der digitalen Souveränität: Die Bundesregierung muss eine  
Master-Strategie erarbeiten, um unabhängige Technologien 
und datenschutzkonforme Infrastrukturen zu entwickeln. Nicht 
morgen, sondern heute! Die Strategie muss im Frühjahr kom-
menden Jahres fertig sein, um wichtige Themen bis zum Ende 
der Legislatur abzuarbeiten. 

Warum das so wichtig ist? Deutschland und Europa sind er-
pressbar! Der Kontinent importiert mehr als 80 Prozent seiner 
digitalen Technologien und Infrastrukturen, insbesondere aus 
den USA. Präsident Trump könnte jede US-Cloud und jede US-
Software abschalten lassen und damit weite Teile der öffentli-
chen IT lahmlegen. Undenkbar? Leider nicht, siehe die Diskussion 
um die Starlink-Verfügbarkeit für die ukrainischen Streitkräfte. 

Oder, fast in Vergessenheit geraten: Im Herbst 2019 wollte Prä-
sident Trump Adobe dazu zwingen, seine Creative Cloud in Ve-
nezuela abzuschalten. Erst in letzter Sekunde sah die US-Admi-
nistration davon ab. 

CLOUD-INFRASTRUKTUR AUFBAUEN
Die kommende Bundesregierung muss den Spagat bewältigen, 
technologische Abhängigkeiten zu reduzieren und gleichzeitig 
die Verwaltungsdigitalisierung zu realisieren. Die Cloud-Tech-
nologie ist dabei elementar. Umso wichtiger, dass die Deutsche 
Verwaltungscloud als souveräne Lösung im März 2025 an den 
Start gegangen ist. Sie umfasst bereits erste für Kommunen re-
levante Cloud-Services und soll als Kern der digitalen Infrastruk-
tur insbesondere für die kommunale IT weiterentwickelt werden. 

Die kommunalen IT-Dienstleister spielen dabei eine Schlüssel-
rolle. Sie werden – auch und gerade im Schulterschluss mit der 
Genossenschaft govdigital – ein umfassendes Cloud-Portfolio 
aufbauen und Fachverfahren und Services als Software-as-a-
Service in der Cloud anbieten. Und sie werden den 11.000 Städ-
ten und Gemeinden vor Ort konkrete Lösungswege aufzeigen, 
damit die Verwaltungen optimal in der Cloud zusammenarbei-
ten können. Dabei nehmen sie die wichtige Funktion eines Or-
chestrierers wahr und werden die Leistungen für die Kommunen 
gebündelt zur Verfügung stellen. 

OPTIMISMUS  
IST ANGEZEIGT!

10-PUNKTE-PLAN
In unserem 10-Punkte-Plan machen wir der neuen 
Bundesregierung konstruktive Vorschläge, wie die digitale 
Verwaltung in der kommenden Legislatur endlich Fahrt 
aufnehmen kann. 

Nähere Informationen unter 
bit.ly/va02-2025-10-punkte-papier
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KOMPETENZEN UND AUFGABEN 
KLÄREN
Digitale Souveränität und die Transfor-
mation der Verwaltungs-IT in die Cloud 
sind zentrale Themen, die die Bundesre-
gierung angehen muss. Drei weitere The-
men lauten:

	• Bündelung: Aufgaben ohne Ermes-
sensspielraum oder direkten Orts-
bezug könnten auf Bundesebene di-
rekter umgesetzt und automatisiert 
werden. Der Bund sollte hier Vollzugs-
verantwortung übernehmen – und 
somit neue Handlungsspielräume für 
die Kommunen und ihre ureigenen 
Aufgaben schaffen. Gleichzeitig müs-
sen Kommunen vor Ort die ersten An-
sprechpartner für die Bürgerinnen und 
Bürger bleiben, um eine bürgerna-
he Verwaltung sicherzustellen und die 
Demokratie zu stärken. 

	• Kompetenzverteilung: Das neue Bun-
desministerium für Digitalisierung 
braucht zwingend maximale Rücken-
deckung aus dem Kanzleramt, um sich 
als Neuling am Kabinettstisch durch-
setzen zu können. Zudem muss das 
Budget stimmen.

	• Cybersicherheit: Zu Recht will die Bun-
desregierung das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik 
(BSI) zur Zentralstelle ausbauen. Eine 
Grundvoraussetzung, damit auch die 
Kommunen endlich umfassend auf die 
Unterstützung des BSI bauen können.

KOOPERATION ALS SCHLÜSSEL
Es gibt viel zu tun. Entsprechend wollen 
die kommunalen IT-Dienstleister laut 
aktueller Umfrage ihr Personal ebenso 
aufstocken wie ihre Investitionsbudgets 
für neue Fachverfahren und Technolo-
gien. Noch wichtiger aus meiner Sicht: 
Die kommunalen IT-Dienstleiter bün-
deln ihr Know-how. So planen vier von 
fünf Unternehmen, in den kommenden 
fünf Jahren strategische Kooperationen 
mit anderen kommunalen IT-Dienstleis-
tern einzugehen. 

Als VITAKO forcieren wir diesen Ansatz 
nach Kräften. Erstens gegenüber unseren 
Mitgliedern: So erstellen wir in Absprache 
aktuell ein Zukunftsbild der kommuna-
len IT-Dienstleister, das Herausforderun-
gen und Lösungsoptionen klar benennt. 
Zweitens gegenüber der Politik auf Bun-
desebene, denn: Damit öffentlich-recht-
liche Kooperationen ihr volles Potenzial 
entfalten können, brauchen wir dringend 
Korrekturen im Vergabe-, Kartell- und 
Umsatzsteuerrecht. Es kann zum Beispiel 
nicht sein, dass interkommunale Zu-
sammenarbeit oftmals an überborden-
den Anforderungen des Vergaberechts an 

eine Inhouse-Fähigkeit scheitert, denn 
diese ist grundlegend für jede öffentlich-
öffentliche Kooperation. Drittens werben 
wir intensiv für verstärkte Kooperationen 
und auch Fusionen auf der kommunalen 
Ebene. Schließlich sind es die Hauptver-
waltungsbeamtinnen und -beamten, die 
den Wunsch nach mehr Zusammenarbeit 
mittragen müssen. Ohne deren Zustim-
mung geht nichts. Bei der mitunter wich-
tigen Überzeugungsarbeit ist jede Unter-
stützung willkommen – auch und gerade 
von der neuen Bundesregierung!

Lars Hoppmann ist 

geschäftsführender 

Vorstand von  

VITAKO.
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Kommunale IT-Dienstleister setzen auf Kooperationen 
„Gehen Sie in den kommenden fünf Jahren  
eine strategische Kooperation mit anderen  
kommunalen IT-Dienstleistern ein?“ 

der VITAKO Mitglieder halten  
weitere Fusionen zwischen  
kommunalen IT-Dienstleistern  
für realistisch.
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„WIR MÜSSEN JETZT  
INS HANDELN KOMMEN!“
Die Verwaltung muss leistungsfähiger werden. Der Normenkontrollrat (NKR) hat mit seinem  

Gutachten „Bündelung im Föderalstaat“ einen konkreten Weg zur Reform aufgezeigt. Die Idee: 

Aufgaben über die föderalen Ebenen neu verteilen, stärker bündeln und so die Prozesse beschleu-

nigen. Ein Gespräch mit Dorothea Störr-Ritter, Landrätin a. D. und Mitglied des NKR, und Lars Hopp-

mann, geschäftsführender Vorstand von VITAKO, über Chancen und Möglichkeiten des Vorschlags. 

Frau Störr-Ritter, warum hat der Nor-
menkontrollrat gerade jetzt einen Re-
formvorschlag vorgelegt?
Störr-Ritter: Dass unser Gutachten kurz 
vor der Bundestagswahl veröffentlicht 
wurde, war natürlich nicht absehbar – 
aber ein glücklicher Zufall. Es entspringt 
der tiefen Überzeugung, dass wir prag-
matische Lösungen brauchen und jetzt 
schnell ins Handeln kommen müssen. Die 
Unzufriedenheit mit staatlichen Struktu-
ren wächst: Bürgerinnen und Bürger war-
ten teils monatelang auf grundlegende 
Leistungen. Die Kommunen kämpfen mit 

der Flut an Aufgaben und können diese 
ohne zusätzliches Personal kaum noch 
stemmen – aber der Fachkräfteman-
gel ist längst Realität. Dazu kommen die 
klammen Haushaltskassen. Was mich da-
bei sehr besorgt: Immer mehr Menschen 
sind frustriert und wandern in politi-
sche Extreme ab. Eine groß zu denken-
de Staatsmodernisierung braucht viel 
Zeit. Die Politik muss aber bereits jetzt 
Reformsignale setzen. Unser Reformvor-
schlag folgt dem Leitgedanken, dass wir 
auch mit kleinen Schritten – ganz ohne 

Grundgesetzänderung – große Verände-
rung erwirken können. 

Hoppmann: Da kann ich Frau Störr-Ritter  
nur beipflichten. Digitalisierung war nie 
ein Selbstzweck: Es geht um einen funk-
tionierenden und leistungsfähigen Staat. 
Ob Führerschein oder Sozialleistungen – 
Menschen haben ein Recht auf diese 
Leistungen, aber aktuell ist der Weg da-
hin sehr lang und kostet alle Beteiligten 
Zeit und Nerven. Deswegen begrüßen  
wir bei VITAKO den Reformvorschlag aus-
drücklich.

Im Gespräch mit Lars Hoppmann (links)  

und Dorothea Störr-Ritter (rechts)
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Welche konkreten Missstände werden adressiert?
Störr-Ritter: Ziel des Reformvorschlags ist es, Verwaltungsver-
fahren stärker zu bündeln und Zuständigkeiten klarer zu vertei-
len. Aktuell gleicht die Verwaltungsdigitalisierung in Deutsch-
land einem unübersichtlichen Wimmelbild. Unzählige Akteure 
entscheiden mit, es mangelt an gemeinsamen Zielen und kla-
ren Strukturen. Das hat zur Folge, dass Kommunen vielfach nicht 
wissen, woran sie sind, und Digitalisierungsprojekte nicht vor-
ankommen. 

Herr Hoppmann, teilen Sie die Sichtweise?
Hoppmann: Absolut! Wer die Digita-
lisierung vorantreiben will, der muss 
auch dringend die über viele Jahr-
zehnte gewachsenen Entscheidungs- 
und Umsetzungsstrukturen anpacken. 
Daran hat es in den vergangenen Jah-
ren vielfach gemangelt. Nehmen wir 
das so wichtige Thema Registermo-
dernisierung. Technisch gesehen ist 
es keine Rocket Science, dass der Da-
tenaustausch zwischen Behörden und 
unterschiedlichen Registern effizient 
funktioniert. Aber organisatorisch ist 
das mit den vielen beteiligten Akteu-
ren eine echte Herausforderung. Hier 
kommt der Reformvorschlag genau 
zur rechten Zeit. 

Wie unterscheidet sich Bündelung von Zentralisierung? 
Störr-Ritter: Eine Zentralisierung würde bedeuten: Alle Leis-
tungen werden von Berlin aus gesteuert. Das widerspräche aber 
unserem föderalen System und wäre sicher nicht sonderlich ef-
fizient. Das geht nicht. Gleichzeitig stellen wir fest, dass Bürge-
rinnen und Bürger beispielsweise für eine einzige Sozialleistung 
mit sehr vielen unterschiedlichen Behörden auf allen föderalen 
Ebenen kommunizieren müssen. Um diesen Unsinn zu beenden, 
setzen wir auf das Prinzip der Bündelung: Aufgaben sind dort 
anzusiedeln, wo sie am besten erledigt werden können. Manche 
Aufgaben könnten effizienter – weil ortsunabhängig und voll-
ständig automatisierbar – auf Bundesebene erbracht werden:  
etwa die Erteilung eines neuen Führerscheins oder die Bewilli-
gung von Wohngeld. Das würde die Kommunen entlasten und 
ihnen zugleich erlauben, sich auf ihre Kernaufgaben zu konzen-
trieren. Zugleich müssen bestimmte Aufgaben bei den Kommu-
nen bleiben, da sie viel näher an den Menschen und Unterneh-
men vor Ort sind.

Hoppmann: Wir dürfen auch nicht vergessen, dass die Kom-
munen für 80 Prozent der Verwaltungsleistungen die erste An-
laufstelle der Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen sind. 
Schon deshalb darf Bündelung nicht bedeuten, dass der Bund 
fernab der kommunalen Verwaltungsrealität sämtliche Verfah-
ren zentral vorgibt. Unsere Kommunen sind leistungsstark und 
wollen ihre Expertise einbringen. 

Welche Rolle können kommunale IT-Dienstleister spielen?
Hoppmann: Ich glaube, dass es keinen anderen Akteur gibt, der 
mehr Erfahrung mit kooperativer Zusammenarbeit hat als wir. 
Es ist quasi die DNA der kommunalen IT-Dienstleister, Interes-
sen von Kommunen zu bündeln und Aufgaben gemeinsam an-
zugehen. Unsere Mitglieder bieten neben der klassischen IT-
Bereitstellung immer mehr Verwaltungsleistungen as a Service 
– also beispielsweise sachbearbeitende Funktionen – an. Auch 
das zahlt leicht auf Kooperation und Bündelung ein. Das mal 
vorab. Wenn wir nun über verschiedene föderale Ebenen hin-
weg Aufgaben bündeln wollen, brauchen wir dafür erstens einen 

gemeinsamen, interoperablen Platt-
formansatz, etwa um Daten zwischen 
den vielen Systemen einfach und ef-
fektiv miteinander austauschen zu 
können. Die kommunalen IT-Dienst-
leister verfügen dazu über ein enor-
mes Know-how und jahrzehntelange 
Erfahrung und wollen sich hier un-
bedingt einbringen. Weiter sind ge-
meinsame Standards unerlässlich. Wir 
brauchen beispielsweise einen Meta-
Datenstandard, der auf viele Anwen-
dungsfälle passt. Als VITAKO bringen 
wir uns dafür intensiv im Standardi-
sierungsboard ein. 

Was muss die kommende Bundesregierung tun? 
Störr-Ritter: Wir haben der neuen Bundesregierung realistische 
Handlungsspielräume ohne Notwendigkeit einer Änderung des 
Grundgesetzes aufgezeigt. Dazu haben wir kürzlich auch noch 
ein vertiefendes Rechtsgutachten veröffentlicht. Wichtige Vor-
arbeit ist also geleistet. Jetzt geht es darum, Prioritäten zu set-
zen und zu entscheiden, welche Aufgabenbereiche zuerst an-
gegangen werden sollen. Von der neuen Regierung braucht es 
jetzt vor allem eines: den Mut, mit den Ländern und Kommunen  
einen gemeinsamen Fahrplan zu entwickeln und entschlossen 
umzusetzen. 

Hoppmann: Wir dürfen keine Angst davor haben, wegweisen-
de Reformen anzugehen! Der Bund muss vorangehen. Erstens 
sind insbesondere rechtliche Hemmnisse zur öffentlich-öffent-
lichen Kooperation im Vergabe-, Kartell- und Umsatzsteuerrecht 
zu beseitigen, klare Rahmenbedingungen für alle Beteiligten zu 
setzen und sehr konkrete Aufträge an die umsetzenden Akteure 
wie zum Beispiel die IT-Dienstleister zu erteilen. Zweitens sollte 
der Bund andere Akteure – auch auf kommunaler Ebene – für 
die Bündelung begeistern. Das ist einfach in seinem ureigenen 
Interesse. Drittens muss allen bewusst sein, was es nicht braucht 
– nämlich zusätzliche Strukturen. Oft habe ich das Gefühl, dass 
mehr kluge Menschen in Steuerungsgremien diskutieren als IT-
Fachleute coden und die Probleme konkret wegarbeiten. Also: 
Jetzt ist der Zeitpunkt zu handeln und die PS der Verwaltungs-
digitalisierung endlich auf die Straße zu bringen! 

„Ziel des Reform- 
vorschlags ist es,  

Verwaltungsverfahren 
stärker zu bündeln und 
Zuständigkeiten klarer 

zu verteilen.“
 

Dorothea Störr-Ritter
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Die Digitalisierung von Verwaltung und Behörden ist in aller Mun-

de. Ideen und Forderungen gibt es zuhauf. Bei der Frage, wer das 

konkret umsetzen und dauerhaft betreiben soll, wird schnell auf 

externe Dienstleistungen verwiesen – alles andere als ein Selbst-

läufer. SVA bietet hier echte Unterstützung. 

Die IT-Verantwortlichen und ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in Kommu-
nen und Behörden sind vielfach einer 
Zerreißprobe ausgesetzt: Anforderun-
gen der Fachbereiche sollen möglichst 
gestern projektiert, umgesetzt und im-
plementiert werden. Neue Software be-
deutet neue Herausforderungen für die 
Infrastruktur. Und das vor dem Hinter-
grund einer bedrohlichen Gemengelage  
aus Cyberangriffen und politischen Un-
wägbarkeiten. Gleichzeitig wachsen 
Fachkräfte nicht auf Bäumen – ja, die zu-
ständigen Abteilungen sollen womöglich 
noch Personal einsparen.

EXTERNE DIENSTLEISTUNG ALS 
ALLHEILMITTEL?
Das Stichwort ist dann schnell „exter-
ne Dienstleistung“ oder eben Outsour-
cing. Doch IT-Verantwortliche haben 
damit häufig zwiespältige Erfahrungen 
gemacht: Aufwendige Ausschreibungen, 
unklare Schnittstellen, schlecht erreich-
bare und steuerbare Dienstleister ma-
chen oft schon die Implementierung zum 
Hindernislauf. 

Am Ende des Projekts müssen Applika
tionen betrieben werden und sowohl 
diese als auch die zugrundeliegende In-
frastruktur müssen gewartet, gesichert 
und zeitkritisch gepatcht werden. Es 
stellt sich die Frage: Wer übernimmt die 
Verantwortung für den Betrieb?

SOUVERÄNITÄT IN DER CLOUD?
Managed Services bieten eine wertvol-
le Unterstützung, indem sie Routineauf-
gaben wie Systemwartung, Back-up und 
Disaster Recovery übernehmen. 

Es können aber auch „As-a-Service“-Pro-
dukte genutzt werden, beispielsweise 
virtualisierte Infrastrukturen oder Con-
tainerplattformen als Dienstleistung. Das 
geht bis zur Übernahme der kompletten 
Betriebsverantwortung einschließlich der 
Anpassung an neue Anforderungen. Aber 
übergibt man mit dem Betrieb auch die 
Kontrolle über die eigenen Systeme?

DURCHDACHTE SICHERHEIT
Datensicherheit ist nicht alles – aber ohne sie ist alles nichts. 

SVA Managed Services erfüllen strenge Sicherheitsstandards und entsprechen 
den Anforderungen der ISO 9001, ISO 27001, BSI C5 sowie der EU-DSGVO. In 
regelmäßigen Abständen werden unabhängige Audits und Penetrationstests 
durchgeführt, um die Sicherheit der Daten zu gewährleisten und kontinuierlich 
zu verbessern. 

MEHRWERTE  
VON MANAGED 
SERVICES: 

	• 	mehr Effizienz

	• 	echte Kostenkontrolle

	• 	proaktive Maintenance

	• 	hohe Sicherheit

UND WER BETREIBT  
DAS JETZT?
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HYBRIDES OUTSOURCING
Managed Services für sich nutzen, um die Komplexität des Be-
triebs von Fachverfahren zu senken, aber dabei die Kontrolle 
behalten: Dieses Konzept findet sich beispielsweise bei der SVA 
System Vertrieb Alexander GmbH. 

SVA kennt die Sorgen der IT-Abteilungen bei Auslagerungen und 
nimmt sie ernst, denn die Herausforderungen des Betriebs von 
IT-Systemen und auch die der Zusammenarbeit sind ständiges 
Thema bei den Kunden. 

PERSÖNLICHER SERVICEMANAGER BEI SVA
Die Antwort von SVA darauf ist ein persönlicher Servicema
nager. Als direkter Ansprechpartner kennt er die IT-Landschaft 
der Auftraggeber genau, stellt sich in den Dienst ihrer Bedürf-
nisse und priorisiert sie auch bei SVA intern. Dabei stützt sich der 
Servicemanager auf einen technischen Service Desk, der 24/7 er-
reichbar ist, sowie auf sämtliche Fachteams.

Die SVA Managed Services sind so aufgebaut, dass sie einzeln 
(„As a Service“) genutzt werden können, beispielsweise nur Di-
saster Recovery, Storage, Back-up oder Hosting einzelner Daten-
banken. Es kann aber auch eine ganze Systemlandschaft abge-
bildet und betrieben werden. Dabei erfolgt das Hosting in der 
SVA Cloud, also in einem Rechenzentrum in Deutschland. 

„UNSERE VERANTWORTUNG IST IHRE FREIHEIT“
Unter dieser Überschrift übernehmen SVA Managed Services die 
Betriebsverantwortung für alle Services, die an sie abgegeben 
werden. Das heißt, SVA betreibt die Services vollumfänglich, vom 
Back-up bis zum Security-Management. Und das mit transpa-
renten SLAs, die den Kunden nutzen sollen – denn ihr Vertrauen 
in die Arbeit von SVA ist ein ausgesprochenes Ziel, das auch ver-
traglich untermauert wird. 

MEHR ALS NUR MANAGED SERVICES
Als führender IT-Dienstleister mit über 3.500 Mitarbeitern an 
28 Standorten in Deutschland bietet SVA viele Dienstleistungen 
über das Managed-Service-Portfolio hinaus. SVA erarbeitet mit 
hochwertigen IT-Produkten der Partner, Projekt-Know-how und 
Servicespektrum sowie mit höchster Flexibilität optimale Lösun-
gen für Unternehmen und öffentliche Auftraggeber. 

Die Fokusbereiche sind neben Managed Services auch Cyber Se-
curity, Datacenter Infrastructure, Big Data & AI, Modern Workpla-
ce sowie Consultingleistungen. SVA informiert über das Portfolio 
auf www.sva.de und bietet spezialisierte Ansprechpartner.

FAZIT
Managed Services können ein sinnvoller Weg sein, den Anfor-
derungen der Digitalisierung zu begegnen. Mit den richtigen 
Partnern können Behörden, Verwaltungen und kommunale Un-
ternehmen die Vorteile von Managed Services nutzen, ohne die 
Kontrolle über ihre IT-Infrastruktur zu verlieren. Ein Unterneh-
men wie SVA bietet die Sicherheit, die erforderlich ist, und die 
Flexibilität, die sich interne IT-Spezialisten wünschen. 

Andreas Müller gehört seit 2019 dem Team der 

SVA System Vertrieb Alexander GmbH an und 

leitet dort den Geschäftsbereich Multicloud 

Managed Services mit über 100 Beschäftig-

ten und mehreren Rechenzentrumslokationen. 

Seit 25 Jahren ist Andreas Müller im Umfeld 

des Outsourcings tätig und durchlief dabei 

mehrere Funktionen im Operating, Servicema-

nagement sowie in der Geschäftsleitung eines 

Managed Service Providers.

„Der vertrauensvolle Kontakt zu mei-
nen Kunden ist für mich das Wichtigste 
an meinem Job. In kritischen Situationen 
sorge ich dafür, dass schnell und effizient 
die notwendigen Maßnahmen ergriffen 
werden.“

Julien Becher arbeitet als  

Servicemanager bei SVA. 
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3. CYBER-
SECURITY-TAG
26. Juni 2025 im  
Kongresszentrum Kornwestheim

Vorträge, Workshops, Networking.

Sicherheit ist Kultursache. Mit Expertenwissen 
und Praxistipps zu erhöhter Awareness und 
Resilienz.

Mehr Informationen unter:
komm.one/cybersecurity-tag

TRANSFORMATION
GEMEINSAM
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KOMMUNALE IT

TEAMWORK STÄRKEN, 
ZUKUNFT GESTALTEN

Deutschlands kommunale IT-Dienst-

leister stemmen seit Jahrzehnten 

die Digitalisierung der Verwaltung. 

Ob große Organisationen, die ganze  

Bundesländer unterstützen, oder 

kleinere Anbieter, die sich auf be-

stimmte Regionen konzentrieren: 

Sie alle eint das Ziel, Städte und 

Kommunen optimal zu unterstüt-

zen. Wie die IT-Dienstleister mit ak-

tuellen Themen umgehen und sich 

als starke und vertrauensvolle Part-

ner für die Verwaltung der Zukunft 

aufstellen, zeigen drei VITAKO Mit-

glieder.
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Ein Blick nach Baden-Württemberg. Die Komm.ONE zählt mit 
sieben Standorten und 2.000 Mitarbeitenden zu einem der 
größten kommunalen IT-Dienstleister in Deutschland. Nach  
einer ersten Konsolidierungsphase Anfang der 2000er Jahre  
fusionierten vor sieben Jahren die drei damals noch verbleiben-
den Rechenzentren zusammen mit der Datenzentrale zu einem 
zentralen IT-Dienstleister für Baden-Württemberg. Heute ver-
sorgt die Komm.ONE über 1.000 Kommunen und deckt allein im 
Meldewesen mehr als 95 Prozent des ganzen Bundeslands ab – 
ein enormer Wirkungsbereich.

CLOUD, QUO VADIS?
Ein Thema, das den kommunalen IT-Dienstleister umtreibt, ist 
die Cloud-Transformation. Das Versprechen der Technologie ist 
groß: Cloud-Dienste bieten ein enormes Sicherheitsniveau – 
was gerade angesichts der wachsenden Cyberbedrohung im-
mer unverzichtbarer wird. Zudem lassen sich Leistungen hoch 
flexibel skalieren, Innovationen wie Künstliche Intelligenz und 
Automatisierung leichter integrieren. Immer mehr Verwaltungs-
leistungen könnten künftig direkt aus der Cloud bereitgestellt 
werden. Aber: Mit wachsender Nutzung kann auch die Abhän-
gigkeit von internationalen Cloud-An-
bietern steigen. Damit verbunden ist das 
Risiko, dass sensible Verwaltungsdaten au-
ßerhalb europäischer Hoheit liegen. 

William Schmitt, Vorstandsvorsitzender 
der Komm.ONE, wägt ab: „Aktuell stam-
men rund 60 Prozent unserer IT-Infra-
struktur von amerikanischen Herstellern.“ 
Mit der Wahl des US-Präsidenten habe sich 
die Diskussion über technologische Ab-
hängigkeiten weiter verschärft. Auch von 
kommunaler Seite steige der Wunsch nach 
digital souveränen Lösungen. „Die Realität 
aber ist: Europäische Cloud-Dienste sind 
bislang rar.“

Um Kommunen dennoch leistungsfähige Lösungen bereit-
zustellen, setzt der IT-Dienstleister daher zwar auf bestehen-
de Hyperscaler – allerdings mit klaren Leitplanken. Das Credo: 
vorhandene Angebote sorgfältig prüfen und in sichere, rechts-
konforme Infrastrukturen überführen. Ein Beispiel dafür ist das 
Cloud-Broker-Portal der Genossenschaft govdigital, an dessen 
Entwicklung sich die Komm.ONE beteiligt hat. Über das Portal 
können Mitglieder Cloud-Dienste von AWS, Google Cloud, IONOS,  
Microsoft Azure und STACKIT buchen. Die Genossenschaft hat 
ein europaweites Vergabeverfahren durchgeführt und erleich-
tert den Mitgliedern die Auswahl von Cloud-Diensten, aber auch 
den Wechsel zwischen Anbietern. Die beiden souveränen euro-
päischen Anbieter erfüllen zudem besondere Anforderungen in 
Bezug auf Datenschutz und Cybersicherheit. 

VOM BETREIBER ZUM ORCHESTRIERER
Der Siegeszug der Cloud wirft nicht nur Fragen der digitalen 
Souveränität auf – er verändert auch das Selbstverständnis der 
kommunalen IT-Dienstleister. Während diese früher in erster Li-
nie klassische Rechenzentren betrieben, stellen sie heute zu-
nehmend Fachverfahren und IT-Services aus der Cloud bereit. 

Dabei wächst der Bedarf an individuel-
ler Beratung für Kommunen. Denn mit der 
Cloud-Transformation steigt sowohl die 
technische Komplexität als auch die Viel-
falt an Anbietern. Schmitt betont: „Wie soll 
eine Kommune da wissen, welches Produkt 
das richtige ist, wie man es integriert und 
welche Schnittstellen nötig sind?“ Die neu-
en Cloud-Lösungen müssen in das kom-
munale Gesamtsystem integriert werden 
und an lokale IT-Systeme anschlussfähig 
sein. Gleichzeitig sind hohe Anforderungen 
an Datenschutz, IT-Sicherheit und die Ein-
haltung europäischer Rechtsvorgaben zu 
erfüllen.

BERLIN HEILBRONN

„Wie soll eine  
Kommune wissen,  
welches Produkt 
das richtige ist, wie 
man es integriert 
und welche Schnitt-
stellen nötig sind?“ 
 
William Schmitt
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Dabei können auch kleinere IT-Dienstleister ihr Know-how aus-
spielen. Sie fungieren vielfach als erste Ansprechpartner der 
Kommunen in Digitalisierungsfragen und sind entsprechend 
tief eingebunden in die kommunalen Prozesse. Schmitt: „Von 
diesem sehr direkten Draht und den detaillierten Einblicken der 
kleineren VITAKO Mitglieder in die Kommunen können wir nur 
profitieren.“

KÜMMERER VOR ORT
Ein Beispiel dafür ist die kdvz Rhein-Erft-Rur. Anders als Komm.
ONE betreut der nordrhein-westfälische IT-Dienstleister kein 
ganzes Bundesland, sondern zwei Land-
kreise und 31 Städte und Gemeinden. Da-
bei betreibt die kdvz bereits seit vier Jahren 
kein eigenes Rechenzentrum mehr, son-
dern nutzt Kapazitäten in den Rechenzen-
tren der Stadt Köln.

Christian Völz, Geschäftsleiter der kdvz, be-
schreibt einen immer stärkeren Fokus auf 
den Bereich Service- und Beratungsleis-
tungen: „Es zeichnet sich schon lange ab, 
dass der reine IT-Betrieb nicht mehr unser 
Alleinstellungsmerkmal ist. Ein Betriebs-
system kann jeder installieren – wir aber 
wissen, wie der Alltag in der Verwaltung 
tatsächlich aussieht, auf welche Probleme Mitarbeitende immer 
wieder stoßen und welche Services sich Bürgerinnen und Bürger 
wünschen.“ Dieses Verständnis ermöglicht es dem IT-Dienstleis-
ter, Kommunen praxisnah und zielgerichtet zu beraten. Hinzu 
kommt, dass die kdvz dank der direkten Nähe vor Ort bei aku-
ten Problemen oder Fragen auch kurzfristig zur Stelle sein kann: 
„Für unsere Kunden ist es enorm wichtig, dass sie zur Not auch 
schnell den Herrn Völz anrufen können.“ 

Dabei übernimmt die kdvz zunehmend Aufgaben, die über den 
klassischen IT-Betrieb hinausgehen – vom Projektmanagement 
bis zur Personalabrechnung. Hintergrund: Viele Kommunen und 
Gemeinden sind an einem Punkt, an dem sie die Arbeit personell 
und finanziell schlicht nicht mehr stemmen können. Sie brau-
chen effiziente Lösungen. Der Trend Richtung Verwaltung-as-
a-Service setzt sich daher auch bei größeren IT-Dienstleistern 
durch: Statt nur Software bereitzustellen, werden komplette 
Verwaltungsprozesse als digitale Dienstleistung angeboten – 
bis hin zum Komplettpaket.

Auch im Bereich Fachverfahren fokussiert 
sich das Haus zunehmend. Christian Völz: 
„Alle Verfahren in Eigenproduktion bereit-
zustellen, ist heute einfach ineffizient – 
und für uns auch nicht zu stemmen. Die 
Synergien aus der Zusammenarbeit mit 
anderen sind für uns unheimlich wichtig.“ 
Daher konzentriert die kdvz sich heute 
umso mehr auf ausgewählte Kernthemen 
– darunter etwa Dokumentenmanage-
mentsysteme, Finanzsoftware, Sitzungs-
dienst und Wahlsoftware. Diese Lösungen 
stellt die kdvz auch Kommunen über die 
Verbandsgrenzen hinaus zur Verfügung. 
So wurde etwa die letzte Bundestagswahl 

in insgesamt 150 Kommunen in Nordrhein-Westfalen auf Basis 
der Wahlsoftware der kdvz abgewickelt. Fachverfahren, die nicht 
zum Portfolio gehören, bezieht der Zweckverband von anderen 
kommunalen IT-Dienstleistern. Damit lebt die kdvz bereits seit 
einigen Jahren eine partnerschaftliche Zusammenarbeit inner-
halb der kommunalen IT-Landschaft – und hat diesen koope-
rativen Ansatz fest in ihrer Unternehmensstrategie verankert.

„Für unsere Kunden 
ist es enorm wich- 
tig, dass sie zur Not 
auch schnell den 
Herrn Völz anrufen 
können.“
 
Christian Völz
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William Schmitt ist Vorstandsvorsitzender der  

Komm.ONE und stellvertretender Vorstandsvorsitzender von VITAKO. 



Bereit für die
EUDI-Wallet
Einfach und sicher online 
identifi zieren mit der 
Online-Ausweisfunktion

KOMPETENZEN BÜNDELN 
Sprung nach Berlin, Sitz der bundesweiten Genossenschaft  
govdigital. Die Genossenschaft vereint mittlerweile 29 Mitglie-
der, davon 14 kommunale IT-Dienstleister, Landesdienstleister 
aus zwölf Ländern und weitere Mitglieder unter anderem auf 

Bundesebene. Ihr Ziel: Zusammenarbeit fördern, gemeinsame 
Interessen organisieren – und das auf unternehmerische Wei-
se. „Wenn wir als Genossenschaft etwas gut können, dann ist es, 
Kompetenzen zusammenzuführen. Und das wird für die kom-
munale IT auch immer wichtiger“, erklärt Martin Schallbruch, 
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Christian Völz ist Geschäftsleiter  

der kdvz Rhein-Erft-Rur.



Geschäftsführer der govdigital. Denn auch 
bei größeren Dienstleistern geht der Trend 
zunehmend in Richtung Zusammenarbeit: 
Immer mehr VITAKO Mitglieder spezialisie-
ren sich auf einzelne Fachverfahren und 
beziehen andere Software-Lösungen von 
Partnerunternehmen. 

Eine Möglichkeit sind dabei bilaterale Ko-
operationen. Hier hilft die Genossenschaft 
zunächst, faire Lösungen zu finden. Ein 
Beispiel: Zwei IT-Dienstleister beschließen, 
sich jeweils auf ein Fachverfahren zu spe-
zialisieren – der eine etwa auf das Melde-
wesen, der andere auf Elterngeld. Statt beides parallel weiter-
zuentwickeln, tauschen sie Know-how und Software. Damit sich 
keiner ins Risiko begibt, wird der Verzicht auf das eigene Ver-
fahren vertraglich abgesichert. „Entscheidend ist, dass ich auch 
wirklich etwas gewinne, wenn ich eines meiner Fachverfahren 
aufgebe“, sagt Martin Schallbruch. Die Genossenschaft sorgt da-
für, dass das auch passiert – und schafft so die Grundlage dafür, 
dass sich Mitglieder strategisch neu aufstellen und ihre Stärken 
gezielt ausbauen können.

Auch beim Entwickeln gemeinsamer Lösungen spielt die Genos-
senschaft eine entscheidende Rolle. Ein Beispiel aus dem Bereich 
Cybersicherheit: eine Phishing-Simulation als Awareness-Tool 
für Mitarbeitende. Diese verschickt täuschend echte Nachrich-
ten an Mitarbeitende und fordert diese auf, sich an gefälschten 
Webseiten anzumelden. Die Simulation hilft Mitarbeitenden, die 
E-Mails im Ernstfall zu erkennen. Entwickelt wurde sie von der 
Komm.ONE, bereitgestellt wird sie allen Mitgliedern und deren 
öffentlichen Trägern über die govdigital – mit sehr geringem 
Aufwand vor Ort.

KOMMUNALE IT DER ZUKUNFT
Ob wachsende Cyberbedrohungen, die 
Cloud-Transformation oder der Fachkräf-
temangel in den Kommunen – die ge-
genwärtigen Herausforderungen für die 
kommunale IT sind vielfältig. Ebenso un-
terschiedlich sind auch die Strategien der 
VITAKO Mitglieder, ihnen zu begegnen. 
Doch genau darin liegt auch die Stärke 
einer über die Jahre gewachsenen Land-
schaft der kommunalen IT: Sie vereint ein 
breites Spektrum an Spezialisierungen und 
Know-how. Die VITAKO Mitglieder haben 
sich dabei längst auf den Weg gemacht, 

diese Kompetenzen zusammenzuführen, sich gemeinsam wei-
terzuentwickeln – und den Kommunen auch künftig passge-
naue und leistungsstarke Lösungen bereitzustellen. 

„Wenn wir als  
Genossenschaft  
etwas gut können, 
dann ist es, Kompe-
tenzen zusammen-
zuführen.“
 
Martin Schallbruch
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Martin Schallbruch  

ist CEO der govdigital eG.



Selten gab es eine derartige Ballung von neuen Technologien im Bereich der kommunalen IT.  

Themen wie Cloud, Business Intelligence (BI), künstliche Intelligenz (KI) und Datenplattformen 

werden eine immer zentralere Rolle spielen. Sie versprechen eine neue Art zu arbeiten, zu ent-

scheiden und die langersehnte Entlastung von IT-Abteilungen in der Verwaltung.

Cloud-Technologien bieten Kommunen nicht nur Flexibilität, 
sondern auch Skalierbarkeit und ein hohes Maß an Datensicher-
heit. Kommunen fehlt oft das Personal, um die IT immer auf dem 
neuesten Stand zu halten und vor Cybergefahren zu schützen. 
Durch die Migration von IT-Infrastrukturen in die Cloud übertra-
gen Kommunen die Verantwortung an externe Dienstleister, die 
sich um das Einspielen von Updates, um Firewalls und um das 
konstante Monitoring der Systeme kümmern. Für eine maximale 
Datensouveränität sind öffentliche IT-Dienstleister die optima-
le Wahl. In Zukunft werden neben Fachverfahren sogar Telefo-
nie, Netzwerksicherheit, Endpoint Security, Zugriffsmanagement 
und sämtliche „Managed Services“ aus der Cloud bezogen. 

Zudem ermöglicht die Cloud den Zugang zu fortschrittlichen 
Tools, die viel Rechenleistung benötigen und die das Potenzial 
haben, den Verwaltungsalltag zu revolutionieren. Dazu gehören 
BI-Systeme ebenso wie Applikationen, die KI nutzen. 

INTERNET OF THINGS UND DATENPLATTFORMEN
IoT-Plattformen vernetzen physische Geräte und Systeme,  
was eine nie dagewesene Fülle an Daten generiert. Sensoren in 
städtischen Bereichen wie Verkehrsleitsystemen, Grünanlagen, 
Energieversorgung, Kanalisation, Pegelstandsmessung und Ab-
fallentsorgung sammeln Daten, die auf zentralen Datenplatt-
formen analysiert und verarbeitet werden. Durch die mögliche 
Visualisierung der Daten in digitalen Zwillingen können Kom-
munen noch fundierter Entscheidungen treffen, die die Lebens-
qualität der Bürger verbessern. Business-Intelligence-Lösungen 
helfen dabei, die immer größeren Datenmengen zu interpretie-
ren und Trends vorherzusagen. Dies führt zu intelligenten Stadt-
konzepten, in denen Ressourcen nachhaltiger genutzt werden. 

KI AUTOMATISIERT VERWALTUNGSARBEIT
KI ist eine weitere Schlüsseltechnologie, die die Zukunft der 
kommunalen IT prägen wird. Sie ermöglicht automatisierte Pro-
zesse und intelligente Systeme, die Routineaufgaben überneh-
men und so Personal entlasten. Chatbots werden Verwaltungs-
angestellte im Bürgerbüro ebenso wie bei der Anwendung von 
auf Fachverfahren entlasten. Beispielsweise werden sie immer 
öfter automatisiert Bürgeranträge auf Richtigkeit und Vollstän-
digkeit prüfen. In Zukunft wird bei Bürgeranträgen das Befül-
len von Online-Formularen und Masken ganz entfallen, da die 
KI Nachweise automatisch auslesen wird. 

MEHR DAZU UNTER
www.akdb.de/sds 
www.akdb.de/nextgo 
www.akdb.de/kai 

DIE CLOUD ALS TÜRÖFFNER 
FÜR ZUKUNFTSTECHNOLOGIEN
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FÖDERALE DIGITALSTRATEGIE 
FÜR DIE VERWALTUNG: 
VERANTWORTUNG  
FÜR DIE ZUKUNFT
Die Verwaltung in Deutschland arbeitet digital. Anträge und Vorgänge werden in den Behörden mit 

digitalen Fachverfahren bearbeitet und auch von KI unterstützt. Dennoch haben viele Menschen 

den Eindruck, dass die Verwaltung beim digitalen Arbeiten nicht gut aufgestellt ist.

Woran liegt das? Die digitalen Anwendungen in den Behörden 
betrachten jeweils nur einen kleinen Ausschnitt. Sie existie-
ren nebeneinander. Die Antragstellung wird seit dem Online
zugangsgesetz (OZG) digitalisiert, aber von einer flächendecken-
den Bereitstellung von Online-Anträgen sind wir weit entfernt. 
Vielfach bilden wir analoge Prozesse nur digital ab. Digitali-
sierung ermöglicht jedoch Transformation der Verwaltung. Die 
Transformation brauchen wir, um die Verwaltung für die Zukunft 
aufzustellen. Mit der Föderalen Digitalstrategie für die Verwal-
tung und ihrer Umsetzung will der IT-Planungsrat seinen Bei-
trag für die Verwaltung der Zukunft leisten. 

WARUM DIGITALISIEREN WIR?
Grundlage für die Strategie ist die Frage nach dem Warum:  
Warum wollen wir die Verwaltung digitalisieren? Wie sieht die 
Verwaltung der Zukunft aus? Aus den Anforderungen der Bür-
gerinnen und Bürger, der Unternehmen und Organisationen, der 
eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der politischen 
Entscheidungsträger und unter Berücksichtigung der Heraus-
forderungen, denen die Verwaltung gegenübersteht, haben wir 
die Frage nach dem Warum wie folgt beschrieben: Verwaltung 
ist auch unter dem Druck knapper Ressourcen effizient durch 
Arbeitsteilung in einem zukunftsfähigen Föderalismus. Verwal-
tung ist in einer sich wandelnden Welt krisenfest und anpas-
sungsfähig. Das Vertrauen in den Staat ist durch nachvollzieh-
bares Handeln der Verwaltung auf Augenhöhe gegeben.

KLARE LEITLINIEN
Der IT-Planungsrat definiert in den Leitlinien in der Föderalen 
Digitalstrategie, wie unser Beitrag für die Digitalisierung und die 
Transformation der Verwaltung sein wird. Diese Leitlinien be-
ziehen sich auf die Governance, die Fachlichkeit und die Umset-
zungsprinzipien. Beispiele für die Governance sind die Weiter-
entwicklung der Ansätze „Einer entwickelt für Alle“ – kurz EfA 
– „Einer prüft für Alle“, „Einer betreibt für Alle“ und „Einheitlich 
für Alle“, oder die gemeinsame Finanzierung. Es geht um die 
Weiterentwicklung der öffentlichen IT-Dienstleister und darum, 
wie neue Technologien nutzbar gemacht werden. Fachlich ist die 
„Deutschland-Architektur“ zentrales Thema. Sie muss modular 
und interoperabel für alle Fachthemen der Verwaltung nutzer-
orientiert zur Verfügung stehen. Der IT-Planungsrat will wirksa-
mer werden und die Ziele verbindlich und zügig erreichen.

STARKE ZIELBILDER
Die Zielbilder hat der IT-Planungsrat für seine Schwerpunktthe-
men festgelegt. Im Schwerpunktthema Digitale Anwendungen 
geht es um die Weiterentwicklung von OZG und SDG zu einem 
vollständig digitalisierten Verwaltungsprozess, bei dem die in 
der Verwaltung vorhandene Daten genutzt werden. Dafür soll 
die Föderale IT-Architektur nutzerfreundlich aufgebaut und di-
gitale Anwendungen skalierbar bereitgestellt werden. 

Nötig ist dabei eine skalierbare, souveräne und resiliente digi-
tale Infrastruktur, die leicht zugänglich ist. Das ist Teil des Ziel-
bildes im Schwerpunktthema Digitale Infrastruktur. Die Deut-
sche Verwaltungscloud, automatisierte Infrastruktur, Skalierung 
und technologische Innovationen sollen die künftige Infrastruk-
tur prägen.
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Diese Zielbilder leiten über 
zum nächsten Schwerpunkt-
thema – die Informationssi-
cherheit. Das Ziel besteht darin, 
eine automatisierte, innova-
tionsorientierte, risikobasierte 
und krisenresiliente Sicherheit 
zu etablieren. Ein wirksames 
Risikomanagement, auf des-
sen Grundlage Behördenlei-
tungen angemessene (Investi-
tions-)Entscheidungen treffen 
können, soll in den Behörden etabliert werden. 

Das Schwerpunktthema Datennutzung zielt auf eine Data Go-
vernance ab, die Standards für den Umgang mit Daten festlegt 
und verbreitet. Datenschutz soll von Anfang an bei der Entwick-
lung föderaler und digitaler Lösungen berücksichtigt werden. 
Eine moderne Registerlandschaft soll die Datennutzung er-
möglichen. Der menschenzentrierte, chancenorientierte und 
gemeinwohlorientierte Einsatz von KI in der Verwaltung soll im 
Sinne einer gemeinsamen Governance gestaltet werden.

Die Ziele für das fünfte Schwerpunktthema sind beschlossen. 
Die Digitale Transformation zielt auf den Ausbau der digitalen 
Fähigkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Verwaltun-
gen sowie die Festsetzung verbindlicher Standards ab, die mit-
hilfe eines etablierten Lifecycle-Managements weiterentwickelt 
werden. Schließlich geht es um den Abbau von Digitalisierungs-
hemmnissen, wofür erprobte Modelle erarbeitet werden sollen.

Diese Zielbilder werden in den kommenden Monaten mit kon-
kreten Maßnahmen weiter untersetzt. Daraus entsteht der letzte 
Teil der Strategie – das Umsetzungsportfolio – das im Novem-
ber 2025 verabschiedet werden soll.

ERSTE SCHRITTE  
ZUR UMSETZUNG
Unsere Strategie ist die Grund-
lage für unser Handeln, für 
unsere Beschlüsse, Projekte,  
Produkte und Maßnahmen. Wir 
arbeiten bereits jetzt an der 
Umsetzung, unter anderem mit 
den Beschlüssen zur Deutschen 
Verwaltungscloud in der dies-
jährigen Frühjahrssitzung des 
IT-Planungsrates oder mit der 

Etablierung des Standardisierungsboards, erstmals mit Beteili-
gung der Wirtschaft.

Die Strategie ist das Ergebnis der Zusammenarbeit vieler: der 
Mitgliedern des IT-Planungsrates, der IT-Verantwortlichen 
von Bund und Ländern, der kommunalen Spitzenverbände, der  
Datenschutzbeauftragten und der Föderalen IT-Kooperation  
(FITKO). Unterstützt wurden wir von der Agora Digitale Transfor-
mation, der PD Partnerschaften Deutschland sowie vielen Ver-
treterinnen und Vertretern aus Bund, Ländern, Kommunen, Wis-
senschaft, Wirtschaft und Netzwerken. Nur so wird die Strategie 
zu einer gemeinsam getragenen Strategie und nur so werden 
wir erfolgreich bei der Umsetzung sein. Gemeinsam wirksam für 
die Verwaltung von Deutschland.

Ina-Maria Ulbrich 

ist CIO des Landes 

Mecklenburg- 

Vorpommern und 

Vorsitzende des  

IT-Planungsrates  

im Jahr 2025.

„Verwaltung ist in einer sich 
wandelnden Welt krisenfest und 

anpassungsfähig.“
 

Ina-Maria Ulbrich 
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EU DATA ACT:  
KOMMUNALE IT KANN PROFITIEREN
Daten sind wertvoll. Um den Austausch zwischen Unternehmen und Behörden besser zu regeln, hat 

die EU 2024 den Data Act verabschiedet. Wie die Verordnung zu bewerten ist und was jetzt für die 

Umsetzung in deutsches Recht wichtig ist, erklärt Bitkom-Experte David Schönwerth im Interview. 

Herr Schönwerth, welche Ziele verfolgt der EU Data Act?
Im Wesentlichen geht es um zwei Dinge: Erstens, den Austausch 
von Daten zu erleichtern und so Daten besser nutzbar zu ma-
chen. Hersteller müssen künftig Rohdaten, die von vernetzten 
Produkten generiert werden, zur Verfügung stellen. Das betrifft 
heutzutage sehr viele Produkte, von großen Industriemaschinen 
über Autos bis hin zu smarten Haushaltsgeräten, wobei die Da-
ten nur auf Wunsch des Nutzers herausgegeben werden. Zwei-
tens – und das kommt in der öffentlichen Diskussion meist zu 
kurz – soll der Data Act sogenanntes Cloud Switching vereinfa-
chen. Cloud- und Edge-Anbieter müssen es ihren Kunden künf-
tig ermöglichen, einfacher und kostengünstiger den Anbieter 
zu wechseln. Das ist bislang nicht zwingend der Fall. Teils er-
schweren Klauseln in Verträgen oder technische Hürden einen  
Wechsel.

Wie bewertet der Bitkom den Data Act?
Wir sehen Chancen und Risiken. Der Aufwand für die Umsetzung 
hat sich auf jeden Fall gewaschen, gerade für Hersteller, die sehr 
viele Geräte oder Maschinen produzieren. Ob der Nutzen für die 
Kunden oder die Gesellschaft allgemein das rechtfertigt, muss 
sich noch erweisen. Auch ist noch unklar, welche Produkte und 
Daten ganz genau unter die Verordnung fallen.

Zugleich ergeben sich erhebliche Chancen insbesondere für Un-
ternehmen, aber auch für Behörden oder Verwaltungen. Daten 
sind ja auch ein Geschäft und werden nicht immer bereitwillig 
geteilt. In bestimmten Fällen verändert der Data Act die Macht-
verhältnisse möglicherweise grundlegend. Sehr spannend ist 
auch das Thema Cloud-Switching, das bislang noch unter dem 
Radar läuft. Hier sind die Regelungen des Data Acts wirklich ein-
schneidend und könnten zu einer extremen Veränderung des 
Marktes führen. Ob das immer gerechtfertigt ist, mag bezweifelt 
werden. Wobei man sagen muss: Die vollständige Umsetzung 
der Regelungen kann noch dauern: Bei technischen Vorgaben, 
Standards und Schnittstellen besteht noch viel Klärungsbedarf.

Inwiefern ist die kommunale IT vom Data Act betroffen?
Verwaltungen und ihre IT-Dienstleister sind – wie übrigens auch 
Unternehmen – potenziell sowohl als Nutzer als auch als An-
bieter betroffen. Eine kommunale Verwaltung nutzt wie jedes  
Unternehmen oder jeder Endverbraucher zahlreiche Geräte, die 
Daten generieren, und hat gemäß dem Data Act künftig An-
spruch auf deren Rohdaten. Zugleich sind IT-Dienstleister oder 
auch kommunale Betriebe möglicherweise selbst Anbieter von 
Software oder Dienstleistungen, die unter den Data Act fallen, 
und müssen entsprechend Daten bereitstellen. Ähnliches gilt 
für den Cloud-Bereich. Als Nutzer kann die kommunale IT die 
Möglichkeiten des Cloud-Switching für sich nutzen und Abhän-
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gigkeiten reduzieren. Wenn IT-Dienstleister wiederum selbst 
Cloud- oder Edge-Services anbieten, können sie gezwungen 
sein, ihre Kundenverträge zu prüfen, anzupassen und techni-
sche Schnittstellen zu öffnen.

Ein weiterer Punkt: Der Data Act sieht vor, dass Unternehmen 
Daten unter bestimmten Umständen an Institutionen oder öf-
fentliche Stellen herausgeben müssen, auch wenn diese selbst 
nicht Nutzer sind. Das gilt etwa im Fall eines öffentlichen Not-
stands. Das kann für Kommunen interessant sein. In der Pan-
demie wären die Gesundheitsämter so vermutlich rascher an 
wichtige Daten gekommen. Weitere Cases sind sicherlich denk-
bar. Allerdings: Vielen Kommunen fehlen mit viel Abstand die 
technischen Fähigkeiten, diese Daten halbwegs sinnvoll zu ver-
arbeiten.

Wie sollten sich Kommunen auf den Data Act vorbereiten?
Eine allgemeingültige Antwort darauf gibt es nicht. Jede Kom-
mune muss für sich genau prüfen, wo Pflichten aus dem Data 
Act auf sie zutreffen könnten. Das kann individuell sehr unter-
schiedlich sein, denn die Verordnung ist sehr breit gefasst und 
sieht zugleich diverse Ausnahmen vor. Im Bereich Data Sharing 
sind das etwa besonders sensible Bereiche. So könnte ein lokales 
Energiekraftwerk zur Herausgabe von Daten verpflichtet sein – 
oder auch nicht, sofern einschlägige Schutzpflichten vorran-
gig sind. Das muss im Einzelfall geprüft werden. IT-Dienstleis-

ter müssen sich zudem das Thema Cloud-Switching anschauen 
und ihre Verträge auf Compliance prüfen.

Zugleich sollten Kommunen jetzt auch schauen, wie sie vom 
Data Act profitieren können. Gibt es Daten, die für Smart-City-
Projekte genutzt werden können und die bislang nicht zugäng-
lich waren? Welche Daten könnten abgefragt werden, um sich 
noch besser auf das nächste Hochwasser vorzubereiten? Und 
beim Cloud-Thema können Behörden jetzt prüfen, ob sie von 
einem Anbieterwechsel profitieren würden.

Wie steht es um die deutsche Umsetzung des Data Acts?
Die Verordnung muss bis September in Deutschland durchge-
führt werden. Bislang ist dafür zu wenig passiert, obwohl der 
Data Act seit Anfang 2024 vorliegt. Zwei Dinge sind jetzt wich-
tig: Zum einen muss rasch die zuständige Aufsichtsbehörde  
definiert werden. Die Zeit drängt, denn dort müssen noch Mit-
arbeitende geschult oder neu eingestellt werden. Zum anderen 
müssen konkrete Sanktionen und Verfahrensfragen geklärt wer-
den – und das möglichst im Einklang mit den anderen EU-Staa-
ten. Es wäre ungünstig, wenn derselbe Verstoß in Deutschland 
doppelt so viel kostet wie in Frankreich oder in Spanien Dinge 
verboten werden, die hierzulande erlaubt sind. Der Gesetzge-
ber muss jetzt Tempo machen, denn gerade in Deutschland sind 
besonders viele Unternehmen von den Regelungen betroffen.

„Jede Kommune muss für sich genau prüfen, 
wo Pflichten aus dem Data Act auf sie zutreffen 
könnten. Das kann individuell sehr unterschiedlich 
sein, denn die Verordnung ist sehr breit gefasst und 
sieht zugleich diverse Ausnahmen vor.“

David Schönwerth ist Bereichsleiter Data Economy beim Bitkom e. V.
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KOMMUNEN ALS SCHLÜSSEL ZUM 
VERTRAUENSAUFBAU
Wenn Bürgerinnen und Bürger mit dem Staat in Kontakt tre-
ten, führt ihr Weg meist zunächst ins Rathaus, genauer gesagt 
ins Bürgeramt. Ob für eine Meldebescheinigung, für einen Bau-
antrag oder für soziale Aufgaben – Kommunen sind das Ge-
sicht staatlichen Handelns. Hier entscheidet sich maßgeblich, 
ob Bürgerinnen und Bürger Vertrauen in den Staat gewinnen 
– oder verlieren. Laut der Bürgerbefragung im Rahmen des  
eGovernment Monitor 2024 hat die Zufriedenheit mit digita-
len Verwaltungsleistungen direkten Einfluss auf das Vertrauen 
in den Staat: Jede und jeder Zweite – 48 Prozent – sehen einen 
direkten Zusammenhang zwischen einfach und schnell digital 
nutzbaren Angeboten und Leistungen und einem stärkeren Ver-
trauen in den Staat.

VERWALTUNG DER ZUKUNFT
Als Initiative D21 haben wir im Zuge 
der Bundestagswahl unsere digital-
politischen Forderungen sowie – ge-
meinsam mit dem DigitalService  des 
Bundes und der Bundesagentur für 
Sprunginnovationen (SPRIND) – das 
Positionspapier „Deutschland 2029“ 
veröffentlicht. Darin benennen wir 
unter anderem Schritte dafür, wie die 
Verwaltung in Deutschland zukunfts-
fähig werden kann – weg von einer 
reinen Digitalisierungsrhetorik, hin zu 
konkreten Verbesserungen, die Bürge-
rinnen und Bürger spürbar entlasten. 

Flankiert werden diese Forderungen durch unsere Erkennt-
nisse aus den verschiedenen Ausgaben unserer Studie  
eGovernment MONITOR, die Nutzung und Akzeptanz digitaler 
Verwaltungsleistungen aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger 
darstellt – und eben nicht, wie so viele andere, die reine Ver-
fügbarkeit von Leistungen als Erfolgskriterium betrachtet. Da-
mit können wir zeigen, an welchen Stellen die digitale Ver-

waltung aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger hinterherhinkt. 
Rund 80 Prozent der Bürgerinnen und Bürger finden zum Bei-
spiel, dass viele öffentliche Behörden im Vergleich zur Wirt-
schaft bei digitalen Angeboten noch deutlich hinterherhinken. 
64 Prozent bezeichnen den Behördenkontakt in Deutsch-
land als anstrengend. Besser schneiden unsere Nachbarn in  
Österreich (57 Prozent) und der Schweiz (52 Prozent) ab. Poten-
zial ist in der Interaktion mit Bürgerinnen und Bürgern also de-
finitiv vorhanden.

INKLUSIVES DIGITAL ONLY UMSETZEN
Eine zentrale Forderung unsererseits ist ein inklusives und ver-
antwortungsbewusstes „Digital Only“-Leitbild für Staat und Ver-

waltung. Damit sollten alle Vorgänge 
digital ablaufen und digitale Prozes-
se zum Standard gehören. Die Auf-
rechterhaltung analoger Wege führt 
zu Doppelstrukturen, verursacht zu-
sätzliche Kosten und bindet Perso-
nal. Diese Mittel können zielführend 
in Unterstützungsangebote für digi-
tale Services fließen – denn Gewinne 
eines „Digital Only“-Ansatzes für die 
Leistungsfähigkeit des Staates dür-
fen nicht mit einer weiteren digita-
len Spaltung der Gesellschaft erkauft 
werden. 

Ein „Digital Only“-Leitbild bedeutet daher keinesfalls, den per-
sönlichen Kontakt zwischen Behörden und Bürgerinnen und 
Bürgern zu verhindern. Vielmehr geht es darum, dass digitale 
Leistungen für alle zugänglich und nutzbar sind – mit entspre-
chender Unterstützung für jene, die weniger technikaffin sind. 
Digitallotsinnen und -lotsen könnten zum Beispiel in Städten 
und Gemeinden gezielt beraten, Hemmschwellen abbauen und 
sicherstellen, dass niemand bei der Digitalisierung der Verwal-
tung abgehängt wird.

„Die Kommunen sind der 
erste Berührungspunkt 

zwischen dem Staat und 
Bürgerinnen und Bürgern – 

und damit das Rückgrat 
einer vertrauenswürdigen 

digitalen Verwaltung.“
 

Paul Ruland
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KOMPETENZOFFENSIVE STARTEN
Im Zukunftsradar 2024 des deutschen 
Städte- und Gemeindebundes sehen die 
Kommunen die Personalausstattung als 
akuten Handlungsbedarf beim Thema 
Digitalisierung an. Mit der demografi-
schen Entwicklung und der Dekarboni-
sierung kommen weitere Herausforde-
rungen auf Staat und Gesellschaft zu. Um 
auf die vielfältigen Herausforderungen in 
Zukunft reagieren zu können, ist der Auf-
bau entsprechender Digital- und Metho-
denkompetenzen – in der Bevölkerung 
im Allgemeinen und bei Verwaltungsmit-
arbeitenden im Speziellen – sehr wichtig. 
Zugleich müssen neue Karrierewege ge-
schaffen werden, um Fachkräfte zu hal-
ten und Talente aus der freien Wirtschaft 
zu gewinnen. Eine moderne Arbeitskul-

tur mit flachen Hierarchien, Agilität und 
Vernetzung fördert die Effektivität bei der 
Umsetzung von Digitalprojekten. 

Neben einem Wandel in der Arbeitskultur 
sehen wir, dass krisenresilientes staatli-
ches Handeln nur durch neue Struktu-
ren und Zusammenarbeit gelingen kann. 
Interdisziplinäre Teams, bestehend aus 
Design-, Data-Science-, Produktentwi-
cklungs- sowie IT-Expertinnen und -Ex-
perten sowie juristischen Fachleuten, 
sollten feste Bestandteile der Verwaltung 
werden. Diese Teams können notwendige 
Digitalprojekte schneller und zielgerich-
teter unterstützen, da sowohl technische 
als auch rechtliche Aspekte frühzeitig 
mitgedacht werden können.

Die Kommunen sind der erste Berüh-
rungspunkt zwischen dem Staat und 
Bürgerinnen und Bürgern – und da-
mit das Rückgrat einer vertrauenswür-
digen digitalen Verwaltung. Ihre Rolle 
für die Digitalisierung der Verwaltung in 
Deutschland kann nicht hoch genug ein-
geschätzt werden. Eine moderne, nutzer-
zentrierte Verwaltung entscheidet sich 
vor Ort: Hier zeigt sich, ob digitale An-
gebote funktionieren und angenommen 
werden. 

Paul Ruland ist  

Referent Digitaler 

Staat bei Initiative 

D21 e. V.

Sechs von zehn Deutschen kritisieren Behörenkontakt
„Den Kontakt mit Behörden und Ämtern  
finde ich meistens sehr anstrengend.“

Quelle: eGovernment MONITOR 2024

Deutschland

Österreich

Schweiz

64 %

57 %

52 %
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Es gibt heute keine nachhaltig produzierte IT-Hardware. Rohstoffabbau und Produktion sind
aktuell mit erheblichen sozialen und ökologischen Auswirkungen verbunden. Eine möglichst lange
Nutzungsdauer von IT- und Mobilgeräten ist aus Sicht der Nachhaltigkeit die beste Option.
Insgesamt konnten 62% Ihrer an AfB übergebenen IT-Geräte durch einen zertifizierten Prozess
wieder aufbereitet und vermarket werden.
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GEBRAUCHTER  
HARDWARE EIN  
ZWEITES LEBEN  
SCHENKEN!
Was passiert mit kommunaler Hardware, wenn sie ausgedient hat? Zusammen mit dem gemein-

nützigen IT-Refurbisher AfB social & green IT (AfB) gibt ProVitako dazu eine Antwort, die Ressour-

cen massiv schont.

Rund 6.700 gebrauchte Verwaltungs-
Laptops, -PCs und -Smartphones hat 
der AfB im vergangenen Jahr durch den 
Rahmenvertrag bei den kommunalen IT-
Dienstleistern abgeholt. Über 60 Prozent 
der Geräte waren voll funktionsfähig. Der 
Partner hat darauf alle Daten zuverläs-
sig vernichtet, die Hardware gegebenen-
falls aufgerüstet, gereinigt – und an-
schließend wieder zum Kauf angeboten. 
Auf diese Weise verdoppelt sich die Nut-
zungsdauer zum Beispiel eines Handys 
auf vier Jahre. 

ÖKOLOGISCHER MEHRWERT
Durch die Zweitnutzung werden wertvol-
le Ressourcen geschont und CO2-Emis
sionen gesenkt. Defekte Geräte wiede-
rum werden „ausgeschlachtet“ und als 
Ersatzteillager genutzt oder – wenn sich 
keine Verwendung mehr finden lässt – 
umweltgerecht recycelt. Den ökologi-
schen Mehrwert hat AfB nun detailliert 
ausgewiesen. Ergebnis für 2024: 2,4 Mil-
lionen Kilowattstunden Energie und rund 
4.800 Tonnen Wasser konnten eingespart 
werden. Der positive Klimaeffekt liegt bei 
600 Tonnen CO2-Äquivalente. 

SOZIALE DIMENSION
Neben dem ökologischen Mehrwert 
zahlt die Zusammenarbeit auch auf 
die soziale Dimension der Nachhal-
tigkeit ein. Hintergrund: Von den rund 
700 AfB-Mitarbeitenden sind fast die  
Hälfte schwerbehindert. Der ProVita-
ko Rahmenvertrag hat die Arbeitsplät-
ze von sechs Menschen mit Behinderung 
gesichert.

ANGEBOT NUTZEN!
Gemeinsam mit der AfB informieren wir 
unsere Mitglieder über die Nutzungs-
möglichkeiten des Rahmenvertrages 
im Zuge unserer Sprechstunden. Wich-
tig zu wissen: Unsere Mitglieder können 
auf diese Leistungen auch über das Stre-
ckengeschäftsmodell zugreifen. Und die 
Abholung erfolgt direkt „ab Rampe“  – 
ohne großen Aufwand und deutschland-
weit. 

ProVitako treibt das Thema nachhaltige 
IT weiter voran. Unser Ziel: Im laufenden 
Jahr wollen wir die Anzahl der eingesam-
melten Geräte mehr als verdoppeln! 

Michael Schnepper  

ist Bereichsleiter  

Kundenmanagement &  

Markt-Kommunikation.

Sarah Lindner  

ist Teamleiterin 

Vertrags- & Lieferanten-

management.

Haben Sie Fragen zum ProVitako 
Rahmenvertrag mit AfB?  
Unser Vertragsmanagement unter 
vertraege@provitako.de unterstützt.

Haben Sie Fragen rund um die  
Geschäftstätigkeit von ProVitako?  
Unser Bereich Kundenmanage-
ment & Markt-Kommunikation  
+49 22 41 999 1170 antwortet gern.
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SERIE

KOMMUNE  
DER ZUKUNFT

Unter der Leitung des Dezernats Digitalisierung, IT-

Steuerung, Mobilität und technische Innovation wur-

den im Landschaftsverband Rheinland (LVR) hybride 

Gremiensitzungen erprobt. Welche Herausforderungen 

es gab und wie es weitergeht, erzählt Bianca Hentges, 

Referentin im Dezernat und Leiterin des mittlerweile 

erfolgreich abgeschlossenen Projekts.

TEIL 13 
MODERNE ARBEITSPLÄTZE  
SCHAFFEN

TEIL 14 
STRATEGIEWERKSTATT 
FÜR KOMMUNEN

TEIL 15 
EIN CHATBOT FÜR 
JEDEN BESCHEID

TEIL 16 
GREMIENSITZUNGEN 
WERDEN HYBRID

GREMIENSITZUNGEN WERDEN HYBRID
Der Startschuss für das Projekt fiel 2022. 
Damals verabschiedete der nordrhein-
westfälische Landtag das Gesetz zur Ein-
führung digitaler Sitzungen für kom-
munale Gremien und zur Änderung 
kommunalrechtlicher Vorschriften. Es 
weist Kommunen an, künftig hybride Sit-
zungen zu ermöglichen – für Krisenfälle, 
aber auch als generelles Angebot. Der LVR 
fällt als Kommunalverband und Betreiber 
etwa von Schulen, Kliniken und Museen 
unter dieses Gesetz.

KOMPLEXITÄT IM DETAIL
Bianca Hentges leitete das Projekt: „Ich 
habe nicht erwartet, wie komplex und 
vielschichtig das Vorhaben ist.“ Die An-
forderungen sind in der Tat hoch und be-
treffen folgende Aspekte:

	· Juristische Vorgaben: Die hybriden Sit-
zungen müssen rechtskonform or-
ganisiert sein. Dazu gehört, dass die 
Meeting-Software sowie das digitale 
Abstimmungs-Tool eine Zertifizierung 
der Gemeindeprüfanstalt Nordrhein-
Westfalen haben. Keine damals ver-
fügbare Anwendung erfüllte dies. Auch 
waren die Regelwerke des LVR gemäß 
der neuen Gesetzgebung anzupassen.

	· Technische Ausstattung: Der Sitzungs-
saal musste technisch etwa mit Kame-

ras und Monitoren erweitert werden, 
denn die Sitzungsleitung, Präsentatio-
nen sowie sämtliche Rednerinnen und 
Redner müssen für Online-Teilneh-
mende jederzeit zu sehen sein. Eben-
so müssen die Online-Teilnehmenden 
für die vor Ort Tagenden gut zu erken-
nen sein.

	· Organisatorische Herausforderungen: 
Die Mitwirkenden mussten im Vor-
feld geschult werden und die hybri-
den Sitzungen wurden administrativ 
und technisch vor- und nachbereitet 
sowie begleitet. Zudem erhielten auch 
die teilnehmenden Politikerinnen und 
Politker vorab Schulungen und Hand-
reichungen, um das digitale Abstim-
mungssystem bedienen zu können.

Ab Herbst 2024 tagten zwei Ausschüsse 
hybrid. Über ein Drittel der Ausschuss-
Teilnehmenden schaltete sich digital zu. 
Das Verfahren sei für die Teilnehmen-
den zwar ungewohnt gewesen, alle Ab-
stimmungen konnten aber erfolgreich 
durchgeführt werden, berichtet Bian-
ca Hentges. „Das lag nicht zuletzt daran, 
dass alle Beteiligten sehr konstruktiv zu-
sammengearbeitet haben.“ Viele beton-
ten, wie toll sie das Angebot im Hinblick 
auf Nachhaltigkeit und die Vereinbarkeit 
der politischen Arbeit mit dem Berufs- 

und Privatleben fnden. Die Gremienmit-
glieder des LVR kommen zudem aus dem 
gesamten Rheinland in Köln-Deutz zu-
sammen, teilweise haben sie einen zwei-
stündigen Anfahrtsweg – den sie dank 
hybrider Sitzungen nun sparen können. 

ANGEBOT VERSTETIGEN
Ab Mitte 2025 sollen weitere hybride Sit-
zungen folgen und dabei Optimierungs-
potenziale gehoben werden. Wie viele 
Sitzungen dauerhaft hybrid stattfinden 
werden, ist noch offen. Bianca Hentges 
steht bereits im Austausch mit mehre-
ren weiteren Städten und Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen, die Interesse am 
Erfahrungsaustausch bekundet haben 
und ebenfalls daran arbeiten, hybride 
Sitzungen abzubilden. „Diesen Schwung 
sollten wir gemeinsam nutzen und von-
einander lernen, um die politische Aus-
schuss- und Zusammenarbeit bestmög-
lich zu modernisieren.“

Bianca Hentges ist  

Referentin im Dezernat  

Digitalisierung, IT-

Steuerung, Mobilität 

und technische  

Innovation beim LVR.
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DVC – SOUVERÄNE INFRASTRUKTUR 
FÜR DIE VERWALTUNG
Resilienz der Verwaltung, Erhöhung der Cybersicherheit, digitale Souveränität des Staates –  

die geopolitischen Krisen und Veränderungen der letzten Monate und Jahre stellen massive An-

forderungen an die IT von Bund, Ländern und Kommunen. Mit dem neuen Koalitionsvertrag und 

dem geplanten Sondervermögen für die Infrastruktur nimmt der Bund diese Herausforderungen 

an. Souveräne digitale Infrastrukturen, Cloud- und KI-Lösungen sind politische Ziele für Bund und 

Länder. 

Die Deutsche Verwaltungscloud (DVC) ist 
ein zentrales Umsetzungsinstrument. Ein 
erster Baustein der DVC ist im April 2025 
mit dem Cloud-Service-Portal in Betrieb 
gegangen und bietet den Behörden in 
Bund, Ländern und Kommunen über 40 
Cloud-Services öffentlicher IT-Dienst-
leister. Die DVC eröffnet schon mit diesem 
ersten Schritt die Möglichkeit einer um-
fassenden Zusammenarbeit über födera-
le Grenzen hinweg und eine gemeinsame 
Umsetzung der anstehenden Cloud-
Transformation. Im Auftrag der Födera-
len IT-Kooperation (FITKO) baut govdi-
gital die DVC weiter aus und betreibt sie 
gemeinsam mit ihren Mitgliedern.

GEMEINSAME 
BETRIEBSPLATTFORM
Nun stehen die nächsten Schritte an. 
Souveräne private Cloud-Anbieter sollen 
eingebunden, eine vernetzte gemeinsa-
me Betriebsplattform geschaffen werden 
– mit einem wachsenden Angebot an 
Basisdiensten und gemeinsamen opera-
tiven Strukturen zur Cyberabwehr.

govdigital arbeitet mit den öffentlichen 
IT-Dienstleistern daran, ein standardi-
siertes Angebot von Infrastruktur- und 
Plattformdiensten (IaaS, PaaS) aus öffent-
lichen Rechenzentren, gemeinsamen Ku-
bernetes-Clustern sowie von souveränen 
privaten Cloud-Anbietern aufzubauen.  
Ergänzend sollen bestehende Fachver-
fahren und Services schrittweise zu SaaS-
Lösungen transformiert werden, damit 
ein umfassendes Cloud-Portfolio für die 
öffentliche Verwaltung entsteht.

Der Rahmen der DVC bietet dafür schon 
jetzt gute Voraussetzungen – von ein-
heitlichen AGB, einem Reifegradmodell 
für Cloud-Dienste, Standardisierung von 
Cloud-Architekturen bis hin zu belast-
baren Zusammenarbeitsregeln. Die Wei-
terentwicklung zu einer Gemeinschafts-
infrastruktur der gesamten Verwaltung 
ist gleichwohl eine erhebliche Kraft- 
anstrengung. Neben der Bereitstellung 
der nötigen Infrastrukturinvestitionen 
müssen die Behörden in Bund und Län-
dern gemeinsam mit ihren IT-Dienstleis-
tern die Cloud-Strategie auf die DVC aus-
richten. 

Doch die Chancen dafür stehen gut – 
denn allen Beteiligten ist mittlerwei-
le klar, dass digitale Souveränität in der 
Cloud-Transformation vor allem ge-
meinsam erfolgversprechend ist.

Jens Fromm ist Chief 

Operations Officer 

(COO) der govdigital eG. 
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Realisieren Sie Online-Services mit digitalem  
Mehrwert für Ihre Verwaltung. 

• Schlüsselfertige Online-Formulare  
für zahlreiche Antragsanlässe

• Umfassendes Formularmanagement  
bis zu individueller Formularerstellung und -hosting

• Datenübernahme aus Online-Anträgen in die Prosoz-Fachverfahren  
inkl. begleitender Dokumente

Prosoz-Formularlösungen

prosoz.de/ende-zu-ende-digitalisierung



Mitgliederversammlung Magdeburg am 03. April 2025

KOMMUNALE IT DER ZUKUNFT
Wie stellen sich VITAKO Mitglieder für die Zukunft auf? Wie kann 
die föderale Digitalstrategie gemeinsam und über alle Ebenen 
erfolgreich umgesetzt werden? Und welche Chancen und Her-
ausforderungen bringt der neue Koalitionsvertrag mit sich? Die-
se Fragen standen im Mittelpunkt der diesjährigen Frühjahrs-
Mitgliederversammlung am 03. April in Magdeburg. Impulse für 
die gemeinsame Debatte lieferten hochkarätige Gäste: 

	· Prof. Dr. Michael Koß, Leuphana Universität Lüneburg

	· Bernd Schlömer, Staatssekretär und CIO des  
Landes Sachsen-Anhalt

	· Michael Pfleger, Gesamtprogrammleiter  
Registermodernisierung, Föderale IT-Kooperation (FITKO) 

Lars Hoppmann, geschäftsführender Vorstand von VITAKO, stellte 
zudem die zentralen Leitlinien und strategischen Ziele des Ver-
bands für die kommenden Jahre vor. 

VITAKO Mitgliederversammlung am 03.04.2025 in Magdeburg (v.l.n.r.): 

Prof. Dr. Michael Koß (Leuphana Universität Lüneburg), Sören Kuhn  

(VITAKO-Vorstandsvorsitzender) und Lars Hoppmann (stellvertretender 

Vorstandsvorsitzender und geschäftsführender Vorstand von VITAKO) 

        

MEHR ERFAHREN

E2WATCH 4.0

Das intuitive Energiemanagement
Den Energieverbrauch von kommunalen Gebäuden kontrollieren und optimieren – mit e2watch jetzt noch einfacher! Wir haben 
das System auf Basis Ihrer Anforderungen weiterentwickelt, damit Sie Energie, Zeit und personelle Ressourcen sparen. Die intuitive 
Bedienbarkeit des Systems ermöglicht es auch Anwendern mit geringen Fachkenntnissen, Energieverbräuche zu kontrollieren. 
Ein rundum attraktives Nutzungserlebnis – sprechen Sie uns an!

vertrieb@regioit .de www.regioit .de

Ressourcen
einsparen

mit der Energiemonitoring-Lösung e2watch. 
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„WIR HABEN IN DEN LETZTEN JAHREN 
ECHT WAS GESCHAFFT!“
Dr. Rolf Beyer hat VITAKO über ein Jahrzehnt geprägt. Als Vorstand und von 2020 bis 2024 als 

Vorstandsvorsitzender. Der promovierte Physiker und langjährige Geschäftsführer des Zweck- 

verbands Kommunale Datenverarbeitung Oldenburg (KDO) verbindet wie kaum ein zweiter ana- 

lytischen Weitblick und fundiertes Fachwissen rund um das Thema Verwaltungsdigitalisierung. 

Nun verabschiedet er sich aus der Vorstandsarbeit. Ein gemeinsamer Rückblick mit dem amtie-

renden Vorstandsvorsitzenden Sören Kuhn.

Wenn Du auf die letzten Jahre zurückschaust: Was hat Dir am 
meisten Spaß gemacht?
Zum einen war es die Rolle als Sprachrohr im politischen Berlin – 
dort Themen zu platzieren, zu erklären und für unsere gemein-
samen Interessen einzutreten, hat mir viel Freude bereitet. Zum 
anderen war es aber auch die Arbeit nach innen im Verband, die 
mir sehr am Herzen lag. Es war erfüllend, an internen Prozes-
sen mitzuarbeiten und zu spüren, wie wichtig es ist, sich konti-
nuierlich weiterzuentwickeln. Gerade in Zeiten sich verändern-
der Rahmenbedingungen wurde deutlich, wie notwendig es ist, 
auch als Organisation in Bewegung zu bleiben und den Wandel 
aktiv zu gestalten. Unsere Neuaufstellung in der Geschäftsstelle 
sehe ich als besonders schönen Erfolg.

Welche Veranstaltung oder welches gemeinsame Projekt 
bleibt Dir besonders in Erinnerung – und warum?
In der Pandemie haben wir in mehrere Mitgliederversammlun-
gen gemeinsam die Frage „Quo vadis IT-Dienstleister?“ disku-
tiert und wichtige Zukunftsperspektiven entwickelt. Die kons-
truktive Atmosphäre und die Klarheit der Beiträge haben mir 
gezeigt, wie viel Potenzial in unseren Diskussionen steckt. Auch 
meine letzte Mitgliederversammlung in Magdeburg bleibt mir in 
starker Erinnerung – dort war das Gefühl spürbar, dass die Arbeit 
für den Verband gesehen und anerkannt wird. Das war für mich 
persönlich ein sehr motivierender Moment.

Was hat sich aus Deiner Sicht in den letzten Jahren in der 
kommunalen IT am stärksten verändert?
Wir sind in der kommunalen IT deutlich aktiver geworden, grei-
fen technologische Entwicklungen frühzeitig auf und agieren 
nicht mehr nur reaktiv. Besonders hervorheben möchte ich hier 
die KI-Broschüre von VITAKO. Sie steht sinnbildlich für den An-
spruch, neue Themen nicht nur zu begleiten, sondern sie mit-
zugestalten – ein echter Meilenstein und Ausdruck unserer Vor-
reiterrolle.

Wie schaust Du in die Zukunft der digitalen Verwaltung?
Der Fachkräftemangel bei unseren Kunden und uns selbst, geo-
politische Unsicherheiten mit neuen Fragestellungen und der 
steigende Kostendruck auf allen Ebenen stellen uns vor enorme 
Aufgaben. Umso wichtiger wird es, dass die kommunale IT eng 
zusammenrückt. Wir müssen gemeinsam Lösungen entwickeln, 
unsere Kompetenzen bündeln und stärker auf Kooperation und 
Konsolidierung setzen. Dabei brauchen wir auch klare politische 
Entscheidungen – und den Mut, diese konsequent umzusetzen.
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Cybersicherheit, der Umstieg auf die 
Cloud, Künstliche Intelligenz – das sind 
nach Einschätzung der VITAKO Mitglie-
der mit Abstand die größten Themen 
der kommunalen IT in den kommenden 
Jahren. In diesen Bereichen entwickeln  
die IT-Dienstleister neue Angebote und 
Technologien, damit die Verwaltung 

auch in Zukunft optimal aufgestellt ist.  
Dafür planen die Befragten erhebliche 
Investitionen. Mehr als die Hälfte geht 
davon aus, künftig mehr Mitarbeitende 
zu beschäftigen. Und fast 70 Prozent der  
VITAKO Mitglieder wollen in den kom-
menden fünf Jahren neue Fachverfahren 
und Technologien entwickeln.

Um bei den anstehenden Themen noch 
besser aufgestellt zu sein und ihr Know-
how zu bündeln, wollen die IT-Dienst-
leister zudem enger zusammenarbeiten 
oder sogar fusionieren. Fast die Hälfte der 
Befragten wird in den kommenden fünf 
Jahren garantiert strategische Koopera-
tionen mit einem anderen kommunalen 
Dienstleister eingehen und rund 36 Pro-
zent halten das für wahrscheinlich. Be-
fragt nach der allgemeinen Marktent-
wicklung halten es mehr als 90 Prozent 
für sicher oder wahrscheinlich, dass sich 
die kommunale IT-Landschaft konsoli-
dieren und es zu deutlich mehr Fusionen 
zwischen IT-Dienstleistern kommen wird.

Übrigens: Der Wille zur Zusammenarbeit 
und Kooperation ist quasi die DNA der 
kommunalen IT-Dienstleister – nicht 
wenige von ihnen sind als Zweckverbün-
de ja genau deshalb von Städten, Ge-
meinden und Landkreisen gegründet 
worden. 

ZUKUNFT DER KOMMUNALEN IT: 
HERAUSFORDERUNGEN ANGEHEN!
Die öffentlichen Verwaltungen stehen in den nächsten Jahren vor großen Aufgaben. Als enge Part-

ner unterstützen die kommunalen IT-Dienstleister seit jeher Städte und Gemeinden – und stellen 

sich dafür regelmäßig neu auf. Was dafür in den kommenden fünf Jahren konkret passieren wird, 

berichten die VITAKO Mitglieder in der Umfrage. 

TOP 5 THEMEN DER KOMMUNALEN IT
„Welches Thema beeinflusst in den kommenden fünf  
Jahren Ihre Geschäftstätigkeit maßgeblich?“

27,8 %
Cybersicherheit

Cloud-Lösungen

Kostendruck in öffentlichen Verwaltungen

Künstliche Intelligenz

Standardisierung von Fachverfahren

25,0 %

11,1 %

19,4 %

8,3 %
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Die Umfrage wurde vom Marktforschungsunternehmen Hiestermann & Frömchen GmbH durchgeführt.

MEHR ZUSAMMENARBEIT 
GEPLANT
Planen Sie eine strategische Kooperation 
mit anderen kommunalen IT-Dienstleis-
tern?

0 % Auf keinen Fall
2,8 %

13,9 %

31,1 %

47,2 %

Auf jeden Fall

Wahrscheinlich

Noch unentschieden

Unwahrscheinlich

KOMMUNALE IT-LAND- 
SCHAFT KONSOLIDIERT SICH
„Wird es zu deutlich mehr Fusionen  
zwischen kommunalen IT-Dienstleistern 
kommen?“ 

0 % Auf keinen Fall
5,7 %

2,9 %

66,7 %

25,2 %

Auf jeden Fall

Wahrscheinlich

Noch unentschieden

Unwahrscheinlich

MEHR MITARBEITENDE, MEHR NEUENTWICKLUNGEN
„Unser Personalbestand wird … „Unsere Investitionen in neue Technologien werden …

8,3 %

38,9 %

36,1 %

16,7 %
leicht sinken 
(bis 15 %)

stark sinken0 %

gleich bleiben

leicht steigen 
(bis 15 %)

stark steigen 
(über 15 %)

6,1 %

24,2 %

39,4 %

30,3 %

Personalbestand Investitionen
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Sicheres IT-Outsourcing
AKDB-Mitarbeitende wie Christian sorgen dafür, 

dass Ihre IT-Infrastruktur sicher und auf dem 
neuesten Stand im BSI-zertifi zierten Rechen-

zentrum läuft. Das entlastet Ihre Kommune und 
macht Ihre Systeme fi t für die Zukunft. Damit Sie 

für Ihre Bürger rundum digital aufgestellt sind.  
www.akdb.de/loesungswelt

Rundum digital 



An Ihrer Seite für eine
innovative Verwaltung

Wir gestalten die digitale Zukunft vor Ort.
www.dataport-kommunal.de 
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